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Privatisierung der Bahnpolizei 
Bestürzung nach dem Entscheid des Ständerats 
 
 
Bern, 22. September 2008. «Wir sind sehr bestürzt über den Entscheid des Ständerats, 
die Bahnpolizei zu privatisieren», erklärte die Koalition bestehend aus dem Verband 
Schweizerischer Polizei-Beamter, dem Schweizerischen Eisenbahn- und 
Verkehrspersonal-Verband, der Ebenrain-Konferenz (Allianz der Arbeitnehmenden) 
und Amnesty International. Die vier Organisationen hatten vergangene Woche den 
Ständerat aufgefordert, nicht dem Beispiel von Bundesrat und Nationalrat zu folgen 
und wesentliche staatliche Sicherheitsaufgaben an private Sicherheitsfirmen zu 
delegieren. Die Koalition warnt die Behörden vor Fehlleistungen, mit denen zu 
rechnen sei. 
 
Die Reisenden in den Schweizer Zügen müssen in Zukunft damit rechnen, dass sie von 
Mitarbeitenden privater Sicherheitsfirmen durchsucht und verhaftet werden. Mit seinem 
Entscheid hat der Ständerat heute diese Möglichkeit geschaffen und folgte damit dem Willen 
des Nationalrats und des Bundesrats. «Wir sind sehr bestürzt über den Entscheid. Die Sicherheit 
von Millionen Fahrgästen wurde wirtschaftlichen Interessen geopfert. Dies wird negative 
Auswirkungen für die Kundinnen und Kunden der SBB haben», erklärte der Verband 
Schweizerischer Polizei-Beamter, der Schweizerische Eisenbahn- und Verkehrspersonal-Verband, 
die Ebenrain-Konferenz (Allianz der Arbeitnehmenden) und Amnesty International, die sich 
gemeinsam gegen eine Privatisierung des staatlichen Gewaltmonopols engagieren. 
«Die Sicherheit ist eine öffentliche Aufgabe. Sie darf auf keinen Fall an schlecht ausgebildete 
Angestellten von profitorientierten Firmen delegiert werden», unterstrichen die vier 
Organisationen, welche Fehlleistungen weiter beobachten und anprangern werden. 
 
 
Für Rückfragen stehen Ihnen gerne zur Verfügung: 
 

• Heinz Buttauer, Präsident des Verbands Schweizerischer Polizei-Beamter,  
Tel. 076 433 16 28 

• Adrian Wüthrich, Sachbearbeiter Verkehrspolitik, Schweizer Eisenbahn- und 
Verkehrspersonal-Verband (SEV), Tel. 079 / 287 04 93 

• Beat W. Zemp, Präsident der Ebenrain-Konferenz – Allianz der Arbeitnehmenden,  
Tel. 061 903 95 85 

• Denise Graf, Polizeiexpertin und Juristin, Amnesty International Schweizer Sektion,  
Tel. 076 523 59 36 

 
 
 


